
schaft machen kann, braucht es zumindest Mut nach Einarbei­
tung in einem Jahr Marktwirtschaft. Und um diese Wettbe­
werbsnachteile, die jetzt entstehen, geht es dabei, um eine 
Schonfrist, die international auch im Rahmen der sozialen 
Marktwirtschaft durchaus üblich und angebracht ist.

Ich möchte mich auch gleich noch dazu äußern, daß man an 
dem Wort „Vorkaufsrecht“ Anstoß nehmen könnte, weil ja Vor­
kaufsrecht üblicherweise im Grundbuch eingetragen wird. Ich 
halte diesen Vorwand für rein bürokratisch, weil es der Volks­
kammer natürlich überlassen bleibt, ein Vorkaufsrecht für Be­
völkerungskreise in einem Gesetz zu verankern. - Danke.

(Beifall bei PDS, Bündnis 90/Grüne, DBD/DFD und SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Bevor wir in der Beratung weiter fortfahren, ist 
es mir eine Freude, den Herrn Bundesminister Klein oben auf 
der Tribüne begrüßen zu dürfen.

(Beifall)

Da ist eine Anfrage.

Dr. Kamm (CDU/DA):

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anfrage?

(Dr. Meyer-Bodemann, DBD/DFD: Aber ja.)

War Ihnen diese Sachlage, die Sie eben vorgetragen haben, 
während der Sitzung des Ausschusses bekannt?

(Dr. Meyer-Bodemann, DBD/DFD: Ich bin nicht Mitglied des 
Landwirtschaftsausschusses.)

Dann würde ich Sie gern fragen, ob in Ihrer Fraktion die Mit­
glieder des Landwirtschaftsausschusses von dieser Sachlage 
Kenntnis hatten?

Dr. Meyer-Bodemann (DBD/DFD):

Ich weiß nicht, ob Ihnen bekannt ist, daß diese Gesetzesvorla­
ge auch vom Wirtschaftsausschuß, in dem ich mitarbeite, einer 
deutlichen Kritik unterworfen worden ist, und daß diese kriti­
schen Dinge, die wir dort vermerkt haben, in das vorliegende Ge­
setz durchaus nicht eingearbeitet worden sind.

Eigentlich hätte in der Begründung gesagt werden müssen: 
Der Wirtschaftsausschuß stimmt diesem Gesetz nicht zu. - War­
um das unterblieben ist, weiß ich nicht. Wir klammern uns auch 
nicht daran, im Interesse dessen, daß dieses Gesetz dringlich 
durchkommt. Ich will damit nur andeuten, daß offenbar unter 
dem Zeitdruck eine ganze Menge Dinge in diesem Gesetz nicht 
gründlich genug bearbeitet werden konnten. Ich verbinde damit 
keinen Vorwurf gegen die Einbringer dieses Gesetzes.

Dr. Kamm (CDU/DA):

Herr Präsident, gestatten Sie dann bei dieser Beschlußlage, 
bevor es zur Abstimmung kommt, eine Auszeit?

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Zunächst kommen wir nicht zur Abstimmung, zunächst 
kommen wir erst einmal zur Aussprache. Da ist noch eine An­
frage an den Redner. Also dann erst noch diese Anfrage, dann 
ist der Redebeitrag beendet, und danach kommen wir zur Aus­
sprache.

Jetzt frage ich noch einmal, gibt es noch Anfragen an den Ein­
bringer des Abänderungsantrages? - Bitte schön.
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Dr. Stadermann (PDS):

Herr Abgeordneter, habe ich Sie recht verstanden, daß die da­
von betroffenen Bürger der DDR, die jetzt nach schlechten Defi­
nitionen bevorteilt werden wollen, unverschuldet in diese Situa­
tion geraten sind, in der sie sich heute befinden, weil es ja bisher 
sehr langfristige Pachtverträge auf 99 Jahre oder ähnliche Dinge 
nicht gab, oder ist es bisher ein Versäumnis gewesen?

Dr. Meyer-Bodemann (DBD/DFD):

Es geht hier nicht um die Sicherung von Nutzungsrechten; es 
geht um den Neuerwerb von Boden. Dieser Boden könnte z. B. 
aus der Treuhand kommen, er könnte von beliebigen Bürgern 
kommen, er könnte von der Kirche kommen, von wem auch im­
mer. Hier geht es ganz einfach darum, daß Bürger der DDR - das 
wissen wir alle - vom Sparguthaben her, vom Vermögen her, von 
dem Mut her, selbständig zu arbeiten, zur Zeit benachteiligt 
sind, also jetzt nicht kaufen könnten und würden. Es besteht die 
berechtigte Hoffnung, daß das nach einem Jahr sozialer Markt­
wirtschaft besser aussieht, daß sie dann zumindest den Mut ha­
ben, Kredit aufzunehmen. Um diese Spanne geht es hier, also 
darum, Wettbewerbsgleichheit zu schaffen, nicht einmal Wett­
bewerbsvorteile für Bürger der DDR.

(Beifall, vor allem bei SPD und PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. - Ich habe jetzt zwei Wortmeldungen: zunächst 
Abgeordneter Lubk, dann für die Regierung Staatssekretär 
Kauffold.

Lubk (CDU/DA):

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Ansinnen der 
DBD-Fraktion ehrt sicher die Kollegen - vom Ansinnen her. 
Aber ich möchte hier als Mitglied des Ausschusses für Ernäh­
rung, Land- und Forstwirtschaft sagen, daß wir uns mit diesem 
Problem sehr eindeutig und sehr häufig beschäftigt haben und 
daß dabei in mehreren Punkten das Eigentum und dabei Verkauf 
und Pacht im Mittelpunkt der Diskussion standen. Wir meinten - 
auch auf Anraten von Leuten des Rechts -, im Hinblick auf die 
deutsche Vereinigung und das einige Deutschland keine Pflöcke 
in diesem Gesetz einzubauen, die dann nur schwer oder über­
haupt nicht wieder zu entfernen sind und vielleicht sogar zu 
einer Wettbewerbseinschränkung und -beschränkung führen 
würden.

Wir haben dabei nämlich unter anderem im § 48 - Vorrang bei 
Pacht und Kauf - im Falle des Verkaufs von landwirtschaftlicher 
Nutzfläche, die die jetztige LPG, die ja zum Teil auch Boden be­
sitzt, verkauft, lediglich eingeräumt: Wenn sie diesen Boden für 
die landwirtschaftliche Nutzung zu verpachten oder zu verkau­
fen beabsichtigt, hat sie diesen zuerst Mitgliedern oder ehemali­
gen Mitgliedern anzubieten.

Wir konnten uns also auf ein Vorkaufsrecht oder ein Vorpacht­
recht auch in diesem Falle nicht einigen, und ich lehne im Auf­
träge meiner Fraktion und in Abstimmung mit der Fraktion der 
Liberalen deshalb die Formulierung dieses Antrags in der vorlie­
genden Form ab. Wir könnten uns lediglich noch einigen, ob man 
dieses beabsichtigte Vorkaufs- und Vorpachtrecht entsprechend 
§ 48 lediglich in der Form regeln könnte, daß der Boden vorran­
gig den Ortsansässigen und dem hier beschriebenen Personen­
kreis angeboten wird. Einer Festlegung auf ein Vorpacht- und 
Vorkaufsrecht, zumal noch mit einer Terminstellung bis zum 
31.12. 1992, können wir entsprechend der Absprache und dem 
vorliegenden Gesetz, das im Agrarausschuß mit Mehrheit bestä­
tigt wurde, nicht zustimmen. - Danke schön.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)


